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Abkürzungsverzeichnis

a. A. andere Ansicht
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Einführung

Vor 60 Jahren, 1953, hat der Gerichthof der Europäischen Gemeinschaften
seine Arbeit aufgenommen. Der Gerichtshof von damals und der „Gerichtshof
der Europäischen Union“,1 wie er in Art. 19 EUV beschrieben ist, sind allerdings
beileibe nicht mehr dieselben Institutionen, nicht zuletzt weil letzterer heute aus
drei Spruchkörpern besteht, dem EuGH, dem Gericht und dem Gericht für den
öffentlichen Dienst.

Die Verbreiterung der Gerichtsstrukturen war dabei – wie auch andere Modi-
fikationen – der steigenden Arbeitslast der Unionsgerichtsbarkeit geschuldet, die
für eine zunehmende Zahl von Bürgern Rechtsschutz bieten musste – und dies
angesichts der fortschreitenden Integration der EU-Staaten im Hinblick auf ver-
schiedenste rechtliche Materien. Bis heute krankt die Diskussion um erforderli-
che Reformen der europäischen Gerichtsbarkeit daran, dass sie vorwiegend unter
dem Aspekt der Entlastung der Gerichte geführt wird, nicht aber unter der „vor-
rangigen(n) Frage des Rechtsschutzes“.2 Da die „Wahrung des Rechts“, nicht die
Gewährung effektiven Rechtsschutzes die in den Verträgen festgeschriebene Auf-
gabe des Gerichtshofes darstellt (Art. 19 Abs. 1 S. 2 EUV), ist dies auch nicht
weiter verwunderlich.3 Dieser Auftrag zur objektiven Rechtskontrolle scheint
allerdings nicht mehr zeitgemäß zu sein, denn das Unionsrecht gewährt nicht
nur in erheblichem Umfang subjektive Rechte, mit der Charta der Grundrechte
(GRC) heute sogar auf primärrechtlicher Ebene, es beschränkt auch Freiheiten,
ob unionalen oder nationalen Ursprungs. Das Gerichtssystem ist trotzdem noch
immer dem ursprünglichen Zweck des Unionsrechts verhaftet, den Mitgliedstaa-
ten Verhaltenspflichten aufzuerlegen. Auch das Verfahrensregime wurde entge-
gen der Tatsache, dass die Union heute in vielfacher Weise auch für die Bürger
Europas an Relevanz gewinnt, kaum angetastet.

In dieser Arbeit sollen die Herausforderungen eines wirksamen Individual-
rechtsschutzes auf Unionsebene herausgearbeitet werden. Unter der Hypothese
des Primats dieser Rechtsschutzkomponente werden Forderungen für die Funk-
tionsfähigkeit, besonders jedoch für die Effektuierung der Rechtsschutzfunktion
der Unionsgerichtsbarkeit abgeleitet und formuliert. Dies soll vor allem vor dem
Hintergrund der neusten Dimension des Unionsrechts geschehen, dem Strafrecht.

1 Zum „semantische(n) Defizit“ der Umbenennung: Kotzur, EuR-Beih. 1/2012, 7
(10).

2 Rabe, FS Zuleeg, S. 195 (196).
3 Dazu Rösler, S. 67; andererseits Ludwig, S. 260, der darin keinen Gegensatz sieht.



Auch dieses feierte 2013 ein Jubiläum: „20 Jahre Zusammenarbeit im Straf-
recht“. Es liegt also nahe, anlässlich dieser Kumulation von Jahrestagen das Ver-
hältnis der europäischen Gerichtsbarkeit zum Strafrecht zu untersuchen.

A. Einordnung des Themas

Mit dem Unionsrecht befassen sich grundsätzlich drei verschiedene Kategorien
von Rechtswissenschaften. Als Wirtschaftsunion weckte das Treiben der Union
schnell das Interesse der zivil- und öffentlich-rechtlichen Wissenschaft, als diese
von ihren Maßnahmen am offensichtlichsten betroffen waren. Das Strafrecht ist
als jüngste europäische Disziplin hinzugekommen.

Doch die Fachwissenschaft nahm anfangs nur zögerlich Notiz von dieser
neuen Sparte. Wegen der zunächst rein wirtschaftlichen Zielrichtung der Europäi-
schen Union bzw. vor allem ihrer Vorgängerorganisationen, den Europäischen
Gemeinschaften, wurde ihr Einfluss auf das nationale Strafrecht nicht sofort
augenscheinlich. Schließlich waren den Gründungsverträgen der damaligen EG
strafrechtliche Inhalte fremd.4 Erst mit dem am 1.11.1993 in Kraft getretenen
Vertrag von Maastricht5 wurde das Strafrecht auch primärrechtlich auf europäi-
scher Ebene verortet.6 Die Integration des Strafrechts schritt von da an allerdings
rasant voran. Ein weiterer wichtiger Meilenstein war der am 1.5.1999 in Kraft
getretene Vertrag von Amsterdam:7 Der Schengen-Besitzstand wurde in die
Union integriert, die Errichtung eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts (RFSR) wurde als Ziel in die Verträge aufgenommen (jetzt Art. 67
AEUV, damals Art. 29 EUV-Amsterdam). Die Bedeutung des RFSR wird seither
durch eine Häufung von Aktionsplänen, Maßnahmenprogrammen und Tagungen
dokumentiert.8
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4 Dazu Tiedemann, NJW 1993, 23; Zieschang, ZStW 113 (2001), 255 f.; siehe auch
Suhr, ZEuS 2008, 46 f., auch zur Evolution des Europäischen Strafrechts; s. a. Perron,
FS Küper, S. 429 (430 ff.); Schermuly, S. 35 ff.; Tiedemann, in: Europäisierung des
Strafrechts, S. 133 (134); Ludwig, S. 34 ff., zur Zusammenarbeit bis Maastricht; zur
„Integrationsresistenz“ des Kriminalstrafrechts: Satzger, Europäisierung, S. 152 ff.,
156 ff.; Safferling, § 11 Rn. 3 ff. – Der gravierende Anstieg organisierter, grenzüber-
schreitender Kriminalität, die Gefahren des Terrorismus und die zunehmende illegale
Einwanderung wegen des Abbaus der Binnengrenzen führten zu einem kriminalpoli-
tischen Handlungsdruck; nationale Souveränitätsvorbehalte wurden zurückgedrängt, so
Skouris, FS Merten, S. 383 (386).

5 Vertrag über die Europäische Union, ABl. EG Nr. C 191 v. 29.7.1992, S. 1.
6 Die durch den Vertrag eingeführten neuen Politiken (PJZS, GASP) waren ein ers-

ter, aber wesentlicher Schritt auf dem Weg der Gemeinschaften von einer Wirtschafts-
union zu einem einheitlichen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts. Freilich
war diese neue Form der Zusammenarbeit noch intergouvernemental geprägt; vgl. Lud-
wig, S. 41 ff., zu den Strukturen; siehe auch Satzger, § 7 Rn. 6.

7 Vertrag von Amsterdam zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union,
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zu-
sammenhängender Rechtsakte, ABl. EG Nr. C 340 v. 10.11.1997, S. 1.



Originäres EU-Strafrecht konnte aber mit den der Union durch die Verträge
zur Verfügung gestellten Mitteln nicht geschaffen werden. Allein das Verwal-
tungssanktionenrecht ließ Ansätze eines echten „Europäischen (Kriminal-)Straf-
rechts“ erkennen.9 Auch die Anweisungskompetenz zur Angleichung nationaler
Strafbestimmungen diente allein der Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Re-
gelungen. Andererseits sind heute große Bereiche des Strafrechts auf nationaler
Ebene von Unionsrecht „durchwirkt“. Es kann insoweit auch von einem euro-
päisierten Strafrecht gesprochen werden.10 Dass man angesichts der vielfältigen
Einflussmöglichkeiten der Union auf das Strafrecht sogar schon von einem
„Europäischen Strafrecht“ als eigenständiger Disziplin sprechen kann, zeigt das
folgende Kapitel.11

Trotz des weitgehend akzeptierten Befundes kam die Diskussion um den
Rechtsschutz des Einzelnen gegenüber Maßnahmen der Union auf dem Gebiet
des Strafrechts nur langsam in Gang, auf politischer Ebene wird sie heute noch
immer allzu selten geführt.

Der am 1.12.2009 in Kraft getretene Vertrag von Lissabon12 stellt die straf-
rechtlichen Kompetenzen der Union nun in weiten Teilen auf neue Grundlagen.
Die vormalige Dritte Säule wird nach einer ersten „Vergemeinschaftungswelle“13

durch den Vertrag von Amsterdam vollends in die Gemeinschaftsstrukturen über-
führt; damit wird das Ende des Sonderwegs der intergouvernementalen Zusam-
menarbeit für den Bereich der Strafrechtspflege eingeläutet. Die Kompetenzen
der Union im Hinblick auf die Angleichung der nationalen Strafrechtsordnungen
wurden erheblich erweitert. Auch die letzte Bastion strafrechtlicher Souveränität
scheint mit der Übertragung einer originären Strafrechtssetzungskompetenz auf
die Union durch den Vertrag von Lissabon gefallen zu sein (Kapitel 1 § 2 C.).
Sogar die Etablierung einer auf unionaler Ebene operierenden Staatsanwaltschaft
ist nun möglich (Art. 86 AEUV).14 Dass es zumindest über kurz oder lang ein
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8 Einen Überblick bietet Zeder, öAnwBl. 2008, 249; siehe auch Nelles/Tinkl/Lauch-
städt, in: Schulze u. a. (Hrsg.), § 42 Rn. 3.

9 Instruktiv: Tiedemann, NJW 1993, 23 (27 ff.); s. a. Schermuly, S. 43; Tiedemann,
in: Europäisierung des Strafrechts, S. 133 (141 f.); Heine, S. 54; Böse, S. 180 ff., zum
AT.

10 Vgl. Satzger, Europäisierung, S. 8 f.; Dannecker, ZStW 117 (2005), 697 (699,
701); Esser, in: Walter-Hallstein-Symposium, S. 25 (27); Tiedemann, in: Europäisierung
des Strafrechts, S. 133 (134 ff.); Beispiele bei: Schermuly, S. 44 ff.; zum Wirtschafts-
strafrecht: Müller-Gugenberger, in: Müller-Gugenberger/Bieneck (Hrsg.), § 5 Rn. 100.

11 Siehe auch Satzger, § 7 Rn. 3, zur Angemessenheit des Begriffs; vgl. auch Satzger,
in: Böse (Hrsg.), § 2 Rn. 1 ff.; zu den Begrifflichkeiten auch Safferling, § 9 Rn. 4 ff.

12 Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union und
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft v. 13.12.2007, ABl. EU
Nr. C 306 v. 17.12.2007, S. 1. Zur Entstehungsgeschichte: Streinz/Ohler/Herrmann,
S. 16 ff.

13 Dazu Ludwig, S. 25 ff., 49 ff.
14 Vgl. auch KOM (2013) 534.


